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Unterrichtung 

durch das Europäische Pariament 
Entschiießung zur Europäischen Union 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

unter Hinweis auf den seit der Gipfelkonferenz im Juli 1961 
in Bonn wiederholt geäußerten Wunsch und die konkreten An- 
weisungen für die Umwandlung der aus den Verträgen von 
Paris und Rom hervorgegangenen Gemeinschaften in eine 
einzige und echte wirtschaftliche, soziale und politische Gemein- 
schait, 

in dem Wunsch, daß alle Verpflichtungen, zu denen sich die 
Staats- bzw. Regierungschefs der Mitgliedstaaten am 1. und 
2. Dezember 1969 in Den Haag, am 19. bis 21. Oktober 1972 in 
Paris, am 14. und 15. Dezember 1973 in Kopenhagen und am 
9. und 10. Dezember 1974 in Paris feierlich bekannt haben, erfüllt 
werden, 

unter Hervorhebung seiner wesentlichen Rolle und der Ver- 
antwortung, die ihm als Institution und Vertretung der in der 
Gemeinschaft zusammengeschlossenen Völker bei den Bemü- 
hungen um eine Umwandlung der Gesamtheit der Beziehungen 
der Mitgliedstaaten in eine Europäische Union zukommt, 

unter Hinweis insbesondere auf seine Entschließungen vom 
5. Juli 1972, 14. November 1972 und 14. Oktober 1974, 

in der festen Überzeugung, daß sich die fortschreitende Ver- 
wirklichung der Union auf die aktive und bewußte Teilnahme 
der Völker, deren Interessen sie zum Ausdruck zu bringen 
haben wird, stützen muß und daß dem Europäischen Parlament 
deshalb die Aufgabe zufällt, jederzeit alle erforderlichen Schritte 
zu unternehmen, um unter Mithilfe der nationalen Parlamente 
diese Beteiligung zu fördern und sicherzustellen, 

in Erfüllung des von den Staats- und Regierungschefs ge- 
äußerten Wunsches, daß die Gemeinschaftsorgane an den Arbei- 
ten im Zusammenhang mit der Europäischen Union und insbe- 
sondere bei der Ausarbeitung des Berichts von Herrn Leo 
Tindemans mitwirken — 

ERKLÄRT: 

1. Die Europäische Union muß als eine pluralistische und 
demokratische Gemeinschaft konzipiert werden, die in 
erster Linie folgende Ziele anstrebt: 
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— die absolute Achtung der Freiheit und der Würde des 
Menschen zu gewährleisten; 

— die soziale Gerechtigkeit und die Soldidarität zwischen 
den Mitgliedstaaten und den Bürgern der Gemeinschaft 
zu fördern, indem sie eine Wirtschaftsordnung schafft, 
die die Vollbeschäftigung und die gerechte Verteilung 
der Einkommen und der Vermögen gewährleistet; 

— mit Entschiedenheit gegen alle Konflikts- und Span- 
nungsursachen vorzugehen, um zur Wahrung des Frie- 
dens in Freiheit beizutragen; 

— an den Bemühungen zur Verminderung der Spannungen 
teilzunehmen und Konflikte in der Welt auf friedlichem 
Wege zu regeln sowie in Europa die Zusammenarbeit 
und die Sicherheit zwischen den Staaten zu fördern; 

2. die Europäische Union muß durch rationellere und effizien- 
tere Formen der Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten 
schrittweise entstehen, auf der Grundlage des gemeinschaft- 
lichen Besitzstandes durch die Errichtung einer einheitlichen 
Organisation, die die Aufgaben wahrnimmt, die die Mit- 
gliedstaaten allein nicht mehr erfolgreich erfüllen können, 
wodurch eine Zersplitterung der Bemühungen oder Aktio- 
nen, die den Zusammenhalt der Union beeinträchtigen, 
vermieden werden; 

3. die Union muß sich auf eine institutioneile Struktur stützen, 
die ihren Zusammenhalt gewährleistet, insbesondere 

— auf ein Organ, das die Mitwirkung der Mitgliedstaaten 
am Entscheidungsprozeß der Union sichergestellt, 

— auf ein Parlament, das Haushalts- und Kontrollbefugnis- 
se besitzt und zumindest gleichberechtigt an der Recht- 
setzung teilnimmt, wie es ihm als Vertreter der Völker 
der Union zukommt, 

— auf ein einziges Entscheidungszentrum mit den Kenn- 
zeichen einer echten europäischen Regierung, die von 
den nationalen Regierungen unabhängig und dem Par- 
lament der Union verantwortlich ist, 

— auf den Europäischen Gerichtshof, 

— auf einen Wirtschafts- und Sozialrat als beratendes 
Organ, 

— auf einen Europäischen Rechnungshof, 

4. der dynamische Charakter der gegenwärtigen Gemein- 
schaft muß vollständig gewahrt bleiben. Die Befugnisse und 
Zuständigkeiten der Union sind daher, unter Achtung der 
wesentlichen Interessen der Mitgliedstaaten, schrittweise 
auszudehnen, insbesondere: 

a) auf die Außenpolitik; dafür müssen die bestehenden 
Koordinierungsverfahren ausgebaut und neue Verfah- 
ren entwickelt werden, damit die Gemeinschaft auf inter- 
nationaler Ebene mit einer Stimme sprechen kann; 
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b) auf die Sicherheitspolitik; 

c) auf die Sozial- und Regionalpolitik; 

d) auf die Bildungspolitik; 

e) auf die Wirtschafts- und Währungspolitik; 

f) auf eine gemeinschaftliche Haushaltspolitik; 

g) auf die Energiepolitik und die Politik der Rohstoffver- 
sorgung; 

h) auf eine Politik der wissenschaftlichen Forschung und 
Technologie. 

Die Union muß auf der Grundlage kollektiver Ausübung 
der Gemeinschaftskompetenzen offen bleiben für weitere 
Zuständigkeitsübertragungen ; 

5. die Union kann nur in einem Prozeß der ständigen politi- 
schen Entwicklung verwirklicht werden, der alle Bestim- 
mungen und Möglichkeiten der gegenwärtigen Verträge 
sowie die anderen Verfahren, die die Mitgliedstaaten ver- 
binden, maximal ausnutzt, um den Grad der Solidarität, der 
für die Umwandlung der gegenwärtigen Gemeinschaft in 
eine Organisation, deren Beschlüsse für alle verbindlich 
sind, unerläßlich ist, konkret und rasch zu verwirklichen; 

6. die Verwirklichung der Union erfordert also die unmittel- 
bare Einleitung von Aktionen, um in den verschiedenen 
Gemeinschaftspolitiken und der institutioneilen Struktur 
echte Fortschritte zu erreichen, wofür ein gleichzeitiges Vor- 
gehen auf allen Gebieten unerläßlich ist. 

Das Europäische Parlament fordert daher, 

7. daß unverzüglich die erforderlichen Verfahren eingeleitet 
werden, damit spätestens 1978, wie die Regierungschefs der 
Mitgliedstaaten vorgesehen haben, die direkte allgemeine 
Wahl seiner Mitglieder durchgeführt werden kann, um auf 
diese Weise den politischen Willen auf dem Wege des 
europäischen Aufbaus unter aktiver Beteiligung der Völker 
fortzuschreiten, unter Beweis zu stellen; 

8. daß die Kommission der Europäischen Gemeinschaften im. 
Laufe des Jahres 1976 ein globales Programm der vorrangi- 
gen Aktionen vorlegt, die es ermöglichen, vor Ablauf dieses 
Jahrzehnts die wesentlichen Ziele der Gemeinschaftspoliti- 
ken zu erreichen, die der künftigen Europäischen Union 
zugrunde liegen; 

9. daß dieses Programm dem Parlament und dem Rat zur 
dringlichen Prüfung unterbreitet wird, um es gegebenenfalls 
im gegenseitigen Einvernehmen zu ändern, und im An- 
schluß daran dem Rat zur Annahme und Durchführung vor- 
gelegt wird; 

10. daß die zwischen der Wirtschafts- und Währungsunion und 
der Europäischen Union bestehenden Zusammenhänge an- 
erkannt werden, die ein paralleles Vorgehen wünschens- 
wert machen, daß aber mangelnder Fortschritt in einem 
Bereich nicht zum Vorwand für Untätigkeit im anderen 
benutzt wird; 


3 



Druck^che 7/3948 Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode 

11. daß unverzüglich die erforderlichen Anpassungen der insti- 
tutionellen Struktur an die Aufgaben der Europäischen 

Union erfolgen, insbesondere 

a) daß der Rat auf das Prinzip der Einstimmigkeit verzich- 
tet, wie es die Verträge gebieten und im Rahmen des 
Rechtsetzungsverfahrens öffentlich tagt, 

b) daß die Hauptverantwortung für alle multilateralen Be- 
ziehungen zwischen den Mitgliedstaaten in den Auf- 
gabenbereich der Kommission einbezogen wird; ein der- 
artiger Beschluß würde wesentlich zur Vereinfachung 
und Kordinierung dieser Beziehungen durch Auflösung 
des Gegensatzes zwischen gemeinschaftlichen und inter- 
gouvernementalen Verfahren beitragen, 

c) daß der Prozeß der gemeinschaftlichen Beschlußfassung 
nach folgendem Verfahren geregelt wird: 

— die Kommission arbeitet, gegebenenfalls auf Initia- 
tive des Parlaments, einen Entwurf für einen Vor- 
schlag aus; 

— dieser Entwurf wird gleichzeitig dem Rat und dem 
Parlament unterbreitet; 

— der Rat prüft den Vorschlag erst nach Erhalt des 
Textes des Parlaments und im Lichte dieses Textes; 

— solange der Rat keinen Beschluß über den Vorschlag 
gefaßt hat, behält die Kommission das Recht, ihn 
gemäß den Bestimmungen von Artikel 149 zweiter 
Absatz des EWG- Vertrags zu ändern; 

— ist der Rat der Ansicht, vom Wortlaut des vom Parla- 
ment gebilligten oder geänderten Vorschlags abwei- 
chen zu müssen, so muß vor dem Beschluß des Rates 
innerhalb festzulegender Fristen ein Konzertierungs- 
verfahren eingeleitet werden, das so lange läuft, bis 
Rat und Parlament Übereinstimmung erzielt haben; 

d) daß alle Befugnisse des Europäischen Parlaments bis zum 
Jahre 1980 wesentlich verstärkt werden, und daß vor 
allem bei der Übertragung neuer Befugnisse auf die 
Gemeinschaften das Europäische Parlament entsprechen- 
de Gesetzgebungs- und Kontrolibefugnisse erhält, weil 
nur so die Entscheidungen der Europäischen Gemein- 
schaften demokratisch legitimiert werden können, 

e) daß das Parlament gemäß dem von den Regierungschefs 
der Mitgliedstaaten feierlich bekundeten Willen an den 
Arbeiten über die politische Zusammenarbeit sowie an 
allen Koordinierungs- und Konsultationsverfahren zwi- 
schen den Mitgliedstaaten voll mitwirkt, 

f) daß das Parlament bei der Ernennung der Mitglieder der 
Kommission der Gemeinschaften mitwirkt, um ihre 
demokratische Legitimität zu unterstreichen. 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

unter Hervorhebung der Tatsache, daß diese - in Ziffer 8 

und den darauffolgenden Ziffern - vorgesehene Anpas- 
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sung keine iOiTriellen Änderungen der bestehenden Ver- 
träge nach sich ziehen, aber unerläßlich sind, um konkrete 
Fortschritte auf dem Wege zur Europäischen Union zu er- 
zielen und um. zu beweisen, daß ein politischer Wille be- 
steht, durch den die Solidarität zwischen den Völkern der 
Gemeinschaft und zwischen ihren Regierungen gefestigt 
und gestärkt werden kann - 

12. wünscht, daß, um den Bürgern der Gemeinschaft das Gefühl 
einer Schicksalsgemeinschaft zu vermitteln, eine „Charta 
der Bürgerrechte der Europäischen Gemeinschaft'' ausge- 
arbeitet wird, und die schon seit langem geforderten prak- 
tischen Maßnahmen getroffen werden, die zur Bildung 
eines europäischen Gemeinschaftsbewußtseins beitragen 
können; 

13. appelliert an die nationalen Parlamente, sich an den Be- 
mühungen um die schrittweise Verwirklichung der Europäi- 
schen Union zu beteiligen, die die legitimen Hoffnungen 
der Völker und vor allem der Jugend erfüllen kann; 

14. erwartet, daß die Regierungen der Mitgliedstaaten, die 
nationalen Parlamente, der Rat und die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften der vorliegenden Entschlie- 
ßung Folge leisten und konkrete Maßnahmen treffen, die 
unerläßlich sind, um die Europäische Union so bald wie 
möglich zu verwirklichen; 

15. beauftragt seinen Präsidenten diese Entschließung Herrn 
Tindemans, den nationalen Parlamenten, den Regierungen 
der Mitgliedstaaten, dem Rat und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu übermitteln. 


Anmerkung der dänischen Delegation 


A.nlage 


Kommunique der Konferenz der Staats- bzw. Regierungschefs 
der Europäischen Gemeinschaften vom 9. und 10. Dezember 1974 
in Paris - Erklärung der dänischen Delegation: „Die dänische 
Delegation kann sich im jetzigen Stadium noch nicht zur Einfüh- 
rung der allgemeinen Wahl im Jahre 1978 verpflichten." 
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